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BV GFGH spricht sich gegen Erhöhung der Alkoholsteuer aus – Konsumwandel 
erfolgt bereits 
 
Der Bundesverband des Deutschen Getränkefachgroßhandels (BV GFGH) lehnt eine 
Erhöhung der Alkoholsteuer ab. Eine solche Maßnahme ist weder erforderlich noch 
verhältnismäßig. Die Entwicklung des Konsumverhaltens in Deutschland zeigt bereits heute 
deutlich, dass ein gesellschaftliches Umdenken stattfindet – ohne zusätzliche steuerliche 
Belastungen für Verbraucherinnen und Verbraucher sowie die mittelständisch geprägte 
Getränkewirtschaft. Unsere Branche steht seit Jahren unter erheblichem Kostendruck. 
Steigende Energiepreise, höhere Personalkosten, zunehmende Bürokratie sowie die 
anhaltende Konsumzurückhaltung vieler Verbraucherinnen und Verbraucher belasten 
insbesondere mittelständische Betriebe.  
 
Eine zusätzliche Steuererhöhung würde diese Belastungen weiter verschärfen. Sie verteuert 
Produkte für Konsumentinnen und Konsumenten, schwächt die Wettbewerbsfähigkeit 
heimischer Unternehmen und gefährdet Investitionen entlang der gesamten 
Getränkewertschöpfungskette.  

Alkoholkonsum sinkt seit Jahrzehnten 
 
Der Alkoholkonsum in Deutschland befindet sich seit vielen Jahren in einem nachhaltigen 
Abwärtstrend. Der Pro-Kopf-Verbrauch von reinem Alkohol ist zwischen 2001 und 2024 um 
rund 22 Prozent zurückgegangen. Der Bierkonsum sank im gleichen Zeitraum um mehr als 
ein Drittel. Gleichzeitig verzeichneten alkoholfreie Alternativen ein starkes Wachstum. Allein 
der Konsum alkoholfreier Biere stieg seit der Jahrtausendwende um mehr als 80 Prozent1. 
Auch aktuelle Erhebungen der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) bestätigen den 
langfristigen Rückgang des Alkoholkonsums. Der Gesamtverbrauch alkoholischer Getränke 
pro Kopf ist zuletzt erneut gesunken2.  
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Junge Menschen verändern ihr Konsumverhalten 
 
Die Vorstellung, Alkohol werde in Deutschland unverändert konsumiert und müsse deshalb 
stärker besteuert werden, wird durch aktuelle Studien nicht gestützt.  

Nach Angaben des Bundesinstituts für Öffentliche Gesundheit (BIÖG) ist der Anteil der 
Jugendlichen, die regelmäßig Alkohol trinken, seit Jahren rückläufig. Gleichzeitig steigt der 
Anteil derjenigen, die noch nie Alkohol konsumiert haben3.  

Eine aktuelle Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Ernährung verweist ebenfalls 
darauf, dass regelmäßiger, riskanter und exzessiver Alkoholkonsum bei Jugendlichen seit 
2001 kontinuierlich zurückgeht4. Besonders bemerkenswert: Deutschland weist europaweit 
einen der höchsten Anteile junger Erwachsener auf, die vollständig auf Alkohol verzichten. 
Fast jeder zweite Angehörige der Generation Z gibt an, keinen Alkohol zu trinken5.  

Prävention und gesellschaftlicher Wandel wirken 

Die vorliegenden Daten zeigen, dass Präventionsarbeit, Aufklärung und ein verändertes 
Gesundheitsbewusstsein bereits zu einer nachhaltigen Veränderung des Konsumverhaltens 
führen. Der Trend zu alkoholfreien Alternativen, ein bewussterer Lebensstil sowie ein 
verändertes Freizeitverhalten prägen insbesondere die jüngeren Generationen.  

Der BV GFGH erkennt die Bedeutung eines verantwortungsvollen Umgangs mit 
alkoholhaltigen Getränken ausdrücklich an und unterstützt wirksame 
Präventionsmaßnahmen. Die aktuellen Entwicklungen zeigen jedoch, dass der 
gesellschaftliche Wandel bereits stattfindet.  

Vor diesem Hintergrund ist eine weitere Erhöhung der Alkoholsteuer nicht sinnvoll. Sie 
würde Verbraucherinnen und Verbraucher sowie mittelständische Unternehmen zusätzlich 
belasten, ohne dass ein zusätzlicher gesundheitspolitischer Nutzen erkennbar wäre.  

Die Politik sollte die nachweisbaren Erfolge von Prävention, Aufklärung und 
Eigenverantwortung anerkennen und diesen Weg konsequent weitergehen, statt auf 
zusätzliche steuerliche Belastungen zu setzen.  


